
Schriftliche Anfrage 
des Abgeordneten Martin Böhm AfD 
vom 08.02.2022

Coronaspaziergang in Coburg am 31.01.2022

Für eine unangemeldete Protestveranstaltung gegen die Coronapolitik am 31.01.2022 
hatte die Stadt Coburg wie schon in der Vorwoche eine Allgemeinverfügung erlassen. 
Zur Veranstaltung war ein großes Polizeiaufgebot eingesetzt, um die Bestimmungen 
der Verfügung durchzusetzen sowie die Teilnehmer der Veranstaltung von Gegen-
demonstranten zu trennen.

Auf Seite 3, unter der Überschrift „1. FFP2-Maskenpflicht“ der am 28.01.2022 im Co-
burger Amtsblatt veröffentlichten Verfügung vom 26.01.2022 heißt es: „Personen, die 
sich auf eine Befreiung von der Maskenpflicht berufen, haben sich unmittelbar mit Ver-
sammlungsbeginn bei der Polizei zu melden und ihre Befreiung insbesondere durch 
Vorlage eines schriftlichen ärztlichen Zeugnisses im Original, das den vollständigen 
Namen, das Geburtsdatum und konkrete Angaben zum Grund der Befreiung enthalten 
muss, sowie eines Lichtbildausweises glaubhaft zu machen“ (www.coburg.de1).

1 https://www.coburg.de/Portaldata/2/Resources/dokumente/r1-bueroob/r1-presse/amtsblatt/
Coburger_Amtsblatt_Nr.3_vom_28.01.2022.pdf

Die Staatsregierung wird gefragt:

1. a) Wie viele Personen nahmen an der in der Vorbemerkung beschriebenen 
Veranstaltung teil?   3

1. b) Wie viele Polizeikräfte waren bei der unter 1.a) erfragten Veranstaltung 
eingesetzt?   3

1. c) Zu wie vielen Straftaten kam es bei der unter 1.a) erfragten Ver-
anstaltung seitens der Teilnehmer (bitte nach Straftatbeständen und 
Anzahl der Straftaten aufschlüsseln)?   3

2. a) Zu wie vielen Ordnungswidrigkeiten kam es bei der unter 1.a) erfragten 
Veranstaltung seitens der Teilnehmer (bitte nach Art und Anzahl der 
Ordnungswidrigkeiten aufschlüsseln)?   3

2. b) Zu wie vielen Strafanzeigen gegen Polizisten kam es im Rahmen der 
unter 1 a) erfragten Veranstaltung seitens der Teilnehmer (bitte nach 
Anzahl und angezeigten Tatbeständen aufschlüsseln)?   3
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2. c) Zu wie vielen Dienstaufsichtsbeschwerden gegen Polizisten kam es im 
Rahmen der unter 1 a) erfragten Veranstaltung seitens der Teilnehmer 
(bitte nach Anzahl und Gründen der Beschwerden aufschlüsseln)?   3

3. a) Trifft es zu, dass die bei der unter 1 a) erfragten Veranstaltung ein-
gesetzten Polizisten nicht über Dienstnummern verfügten (bitte aus-
führlich begründen bzw. Rechtsgrundlage benennen)?   4

3. b) Trifft es zu, dass die bei der unter 1 a) erfragten Veranstaltung ein-
gesetzten Polizisten den von polizeilichen Maßnahmen betroffenen 
Bürgern weder ihre Dienstnummer noch ihren Namen nennen muss-
ten (bitte ausführlich begründen bzw. Rechtsgrundlage benennen)?   4

3. c) Inwieweit ist nach Auffassung der Staatsregierung die in der Cobur-
ger Allgemeinverfügung enthaltene Bestimmung, sensible persönliche 
Gesundheitsangaben, die regulär auch der ärztlichen Schweigepflicht 
unterliegen, der Polizei vorzulegen (siehe Zitat in der Vorbemerkung), 
mit dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung vereinbar?   4

4. a) Zu wie vielen Straftaten kam es bei der Gegenveranstaltung zu der 
unter 1.a) erfragten Veranstaltung seitens der Teilnehmer (bitte nach 
Straftatbeständen und Anzahl der Straftaten aufschlüsseln)?   5

4. b) Zu wie vielen Ordnungswidrigkeiten kam es bei der bei der Gegen-
veranstaltung zu der unter 1.a) erfragten Veranstaltung seitens der 
Teilnehmer (bitte nach Art und Anzahl der Ordnungswidrigkeiten auf-
schlüsseln)?   5

4. c) Wie viele Bußgeldbescheide sind gegen die Teilnehmer jeweils beider 
Veranstaltungen verhängt worden?   5

Hinweise des Landtagsamts   8
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Antwort 
des Staatsministeriums des Innern, für Sport und Integration 
vom 10.03.2022

1. a) Wie viele Personen nahmen an der in der Vorbemerkung beschriebenen 
Veranstaltung teil?

An der hier gegenständlichen Versammlung der Coronamaßnahmenkritiker am 
31.01.2022 in Coburg nahmen ca. 600 Personen teil. An der gleichzeitig stattfindenden 
Gegenversammlung beteiligten sich ca. 100 Personen.

1. b) Wie viele Polizeikräfte waren bei der unter 1 a erfragten Veranstaltung 
eingesetzt?

Zu Betreuung der Gesamteinsatzlage wurden 150 Polizeikräfte eingesetzt.

1. c) Zu wie vielen Straftaten kam es bei der unter 1 a erfragten Veranstaltung 
seitens der Teilnehmer (bitte nach Straftatbeständen und Anzahl der 
Straftaten aufschlüsseln)?

Gegen zwei Teilnehmer der Versammlung von Coronamaßnahmenkritikern wurde eine 
Strafanzeige gestellt. Hierbei handelte es sich um eine Beleidigung und eine Bedrohung.

2. a) Zu wie vielen Ordnungswidrigkeiten kam es bei der unter 1 a erfragten 
Veranstaltung seitens der Teilnehmer (bitte nach Art und Anzahl der 
Ordnungswidrigkeiten aufschlüsseln)?

Im Zusammenhang mit der Versammlung von Coronamaßnahmenkritikern wurden 
insgesamt 56 Ordnungswidrigkeitenanzeigen gefertigt. Alle dieser Anzeigen fußten 
auf einem Verstoß gegen das Bayerische Versammlungsgesetz (BayVersG). Eine An-
zeige beinhaltete zudem auch einen Verstoß aufgrund einer falschen Namensangabe 
gemäß § 111 Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG).

2. b) Zu wie vielen Strafanzeigen gegen Polizisten kam es im Rahmen der 
unter 1 a erfragten Veranstaltung seitens der Teilnehmer (bitte nach 
Anzahl und angezeigten Tatbeständen aufschlüsseln)?

2. c) Zu wie vielen Dienstaufsichtsbeschwerden gegen Polizisten kam es im 
Rahmen der unter 1 a erfragten Veranstaltung seitens der Teilnehmer 
(bitte nach Anzahl und Gründen der Beschwerden aufschlüsseln)?

Die Fragen 2 b und 2 c werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Mit Stand 17.02.2022 wurden dem zuständigen Polizeipräsidium Oberfranken keine 
Strafanzeigen oder Dienstaufsichtsbeschwerden gegen im Sachzusammenhang ein-
gesetzte Polizeikräfte bekannt.
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3.	a)	 Trifft	es	zu,	dass	die	bei	der	unter	1 a erfragten Veranstaltung ein-
gesetzten Polizisten nicht über Dienstnummern verfügten (bitte aus-
führlich begründen bzw. Rechtsgrundlage benennen)?

3.	b)	 Trifft	es	zu,	dass	die	bei	der	unter	1 a erfragten Veranstaltung ein-
gesetzten	Polizisten	den	von	polizeilichen	Maßnahmen	betroffenen	
Bürgern weder ihre Dienstnummer noch ihren Namen nennen muss-
ten (bitte ausführlich begründen bzw. Rechtsgrundlage benennen)?

Die Fragen 3 a und 3 b werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Gemäß Art. 6 Satz 1 Bayerisches Polizeiaufgabengesetz (PAG) haben Polizeibeamte 
sich auf Verlangen des von einer Maßnahme Betroffenen auszuweisen, soweit der 
Zweck der Maßnahme dadurch nicht beeinträchtigt wird. Werden mehrere Beamte 
gleichzeitig tätig, so genügt es, wenn die Einsatzleiterin oder der Einsatzleiter der Ver-
pflichtung nachkommt, sich auszuweisen (vgl. Schmidbauer in: Schmidbauer/Steiner 
PAG Art. 6 Randnummer – Rn. 6). Eine polizeiliche Kennzeichnungspflicht mit Dienst-
nummern oder die Verpflichtung zur Nennung einer solchen besteht nicht.

Gemäß Art. 4 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 BayVersG haben sich alle anwesenden 
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten gegenüber der Leiterin bzw. dem Leiter der 
Versammlung zu erkennen zu geben. Bei Versammlungen unter freien Himmel ge-
nügt es gemäß Art. 4 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 BayVersG, wenn dies die polizeiliche 
Einsatzleitung tut.

Abseits der vorgenannten Regelungen sind Polizeikräfte nicht dazu verpflichtet, ihre 
Namen gegenüber Bürgerinnen und Bürgern anzugeben.

3.	c)	 Inwieweit	ist	nach	Auffassung	der	Staatsregierung	die	in	der	Coburger	
Allgemeinverfügung enthaltene Bestimmung, sensible persönliche 
Gesundheitsangaben,	die	regulär	auch	der	ärztlichen	Schweigepflicht	
unterliegen, der Polizei vorzulegen (siehe Zitat in der Vorbemerkung), 
mit dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung vereinbar?

Es entspricht der überwiegenden obergerichtlichen Rechtsprechung, dass für eine 
Befreiung vom Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung die Vorlage einer ärztlichen Be-
scheinigung erforderlich ist, welche nachvollziehbare Befundtatsachen sowie eine Dia-
gnose enthält. Da das Wesen der Glaubhaftmachung darin liegt, eine überwiegende 
Wahrscheinlichkeit zu belegen, dass Personen aus gesundheitlichen Gründen von 
der öffentlich-rechtlichen Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung 
befreit sind, müssen die Exekutive und die Gerichte aufgrund von konkreten und 
nachvollziehbaren Angaben in den ärztlichen Bescheinigungen in die Lage versetzt 
werden, das Vorliegen der jeweiligen Tatbestandsvoraussetzungen selbstständig zu 
prüfen. Die Verfügung einer Maskenpflicht, verbunden mit der Pflicht zur Vorlage einer 
ärztlichen Bescheinigung für denjenigen, der sich auf eine Befreiung von der Masken-
pflicht beruft, ist daher rechtlich nicht zu beanstanden, wenn die Voraussetzungen 
des Art. 15 Abs. 1 BayVersG vorliegen (vgl. Bayerischer Verwaltungsgerichtshof – 
BayVGH, Beschl. v. 28.01.2022 – 10 CS 22.233; Beschl. v. 26.10.2020 – 20 CE 20.2185, 
COVID-19 und Recht – COVuR 2021, 693 Rn. 18 f.).
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4. a) Zu wie vielen Straftaten kam es bei der Gegenveranstaltung zu der 
unter 1 a erfragten Veranstaltung seitens der Teilnehmer (bitte nach 
Straftatbeständen und Anzahl der Straftaten aufschlüsseln)?

4. b) Zu wie vielen Ordnungswidrigkeiten kam es bei der Gegenveranstaltung 
zu der unter 1 a erfragten Veranstaltung seitens der Teilnehmer (bitte 
nach Art und Anzahl der Ordnungswidrigkeiten aufschlüsseln)?

Die Fragen 4 a und 4 b werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Im Zusammenhang mit der Gegenversammlung konnten durch die eingesetzten Polizei-
kräfte keine Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten festgestellt werden.

4. c) Wie viele Bußgeldbescheide sind gegen die Teilnehmer jeweils beider 
Veranstaltungen verhängt worden?

Durch die zuständige Verfolgungsbehörde wurden mittlerweile 56 Bußgeldbescheide 
erlassen. Auf die Antwort zu Frage 2 a wird ergänzend verwiesen.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. Die 
vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version des 
Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fussnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der  Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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